Sozialhilfe und gemeinsame elterliche Sorge

Ich habe in der ZeSo 1/2002, S. 15 f. die Praxisempfehlung zur Unterstützung bei gemeinsamem Sorgerecht gelesen. Unter rein sozialhilferechtlichen Gesichtspunkten ist diese sicherlich zutreffend. Berücksichtigt man aber auch die Grundsätze der familienrechtlichen Unterhaltspflicht, welche der öffentlichen Sozialhilfe vorgeht (Art. 293 Abs. 1 ZGB), so hätte die Empfehlung m.E. ergänzt werden müssen. Denn im Falle eines gemeinsamen Sorgerechts von Eltern eines unmündigen Kindes, bei dem der eine Elternteil wirtschaftlich leistungsfähig und der andere von der öffentlichen Sozialhilfe abhängig ist, muss sich die Sozialhilfe nicht einfach mit der gerichtlich oder vormundschaftsbehördlich genehmigten Sorgerechtsvereinbarung begnügen. Vielmehr hat das unterstützende Gemeinwesen in einem solchen Fall das Recht, auf eine Abänderung der Vereinbarung entweder auf gütlicher Basis oder auf gerichtlichem Wege hinzuwirken, wenn es für den Unterhalt des Kindes während seines Aufenthalts beim bedürftigen Elternteil aufkommen muss (Art. 289 Abs. 2 ZGB; Hegnauer, Grundriss des Kindesrechts, 4. Auflage, Bern 1994, Rz.23.06, S. 159/160 mit Hinweisen auf Lehre und Rechtsprechung). Denn in einem solchen Fall kann vom leistungsfähigen Elternteil verlangt werden, dass er nicht nur für den Unterhalt des Kindes während des Aufenthalts bei ihm in natura aufkommt, sondern im Rahmen seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit zusätzlich an den Unterhalt des Kindes während dessen Aufenthalt beim bedürftigen Elternteil angemessene Unterhaltsbeiträge bezahlt (Art. 285 Abs. 1 ZGB; BGE 120 II 285 E. 3a/cc, S. 290; Hausheer/Spycher, Handbuch des Unterhaltsrechts,  Bern 1997, N. 06.105, S. 358 und N. 06.111, S. 360; Hausheer/Spycher, Unterhalt nach neuem Scheidungsrecht, Bern 2001, N. 09.30, S. 121 ff.) und allenfalls auch ausserordentliche Ausgaben des Kindes trägt (Art. 286 Abs. 3 ZGB). Nach der einhelligen Lehre und Rechtsprechung muss der leistungsfähige Elternteil im Rahmen seiner Leistungsfähigkeit für den ganzen Unterhaltsbedarf des Kindes aufkommen, wenn der andere Elternteil selbst nicht leistungsfähig ist (so schon BGE 83 II 356 ff.; Hausheer/Spycher, Handbuch, N. 06.114, S. 361). Die Unterhaltspflicht der Eltern kann also nur dann genau gleich hoch festgelegt werden, wenn beide gleichermassen leistungsfähig sind. Die im Beispiel getroffene Vereinbarung, wonach beide Elternteile jeweils für den Unterhalt des Kindes während dessen Aufenthalt bei ihnen in natura aufkommen, hält vor Art. 285 Abs. 1 ZGB nur dann stand, wenn beide wirtschaftlich gleich leistungsfähig sind. Und das ist gerade bei diesem Beispiel nicht der Fall. Hier hätten also klar zulasten des leistungsfähigen Elternteils Unterhaltsbeiträge an den nicht leistungsfähigen Elternteil festgelegt werden müssen. Dies ist im Abänderungsverfahren sowohl für die Zukunft als auch noch rückwirkend für die Dauer von 12 Monaten möglich (Art. 279 Abs. 1 ZGB). Gerne hoffe ich, mit diesem Hinweis zu dienen. 
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